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konſtitutionelles Blatt 
für das Großherzogthum. 


No. 20. 


Was erwarten die Lehrer der Volksſchule von 
der konſtitutionellen Verfaſſung und von dem 
erwählten Volksvertreter? 

Bei der Erörterung der Eigenſchaften eines Volksvertre⸗ 
ters iſt in unſerm Klubb von einem Redner ſo ſehr ins De⸗ 
tail gegangen worden, daß er die Beſprechung der Intereſſen 
einzelner Stände für nothwendig erachtete, um die Aufmerk⸗ 
ſamkeit des zu erwählenden Deputirten auf dieſelben hinzu⸗ 
lenken. Es möge mir darum nicht mißgedeutet werden, wenn 
auch ich für einen einzelnen Stand, der für einen jeden Staat 
nicht minder wichtig iſt, als der der Handwerker, ich meine 
den Stand der Volkslehrer, das Wort ergreife. In unſerer 
letzten Verſammlung wurde die ehrenwerthe Haltung der Hand⸗ 
werker und Arbeiter in der Stadt Poſen gerühmt; ſie hätten, 
fo hieß es, ungeachtet des ſehr geringen Verdienſtes ſich Wo⸗ 
chen lang ruhig verhalten, keine Exceſſe verübt und dergl., 
das iſt wahr, das verdient Anerkennung. Aber die Volks⸗ 

lehrer an Dorf⸗ und niedern Stadtſchulen, die haben ſchon 
ſeit vielen, vielen Jahren die bitterſte Noth gelitten, und ſie 
haben es kaum gewagt, leiſe Klagen darüber laut werden zu 
laſſen; ſie haben ſtill ertragen ihr Elend und ruhig hinge⸗ 
nommen die Vertröſtung ihrer Vorgeſetzten auf den Lohn von 
oben. Ueberall haben ſich Vereine gebildet in den verſchie⸗ 
denſten Ständen, unter Handwerkern, Soldaten, Beamten, 
um ihre Klagen und Wünſche hören zu laſſen. Die Lehrer 
harren, ſo viel mir bewußt, noch immer in Ruhe einer beſſe⸗ 
ren Wendung ihres Schickſals. Auch das verdient Anerken⸗ 
nung. — Daß ihr trauriges Loos wirklich einer Aenderung 
bedarf, davon ſind, glaube ich, wohl alle überzeugt, darum 
wird ein ganz kurzer Vergleich ihrer Verhältniſſe mit denen 
anderer Stände hinreichen, auch auf ſie bei der neuen Ein⸗ 
richtung unſeres ſtaatlichen Lebens die Aufmerkſamkeit der 
Deputirten zu richten. Der Geſelle eines Handwerkers be⸗ 
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kommt täglich etwa 10—15 Sgr. Arbeitslohn, alſo jährlich 
120—180 Rthlr. Holzhacker und Steinklopfer verdienen nicht 
viel weniger. Wieviel Lehrer aber giebt es annoch, deren 
ganze Einnahme ſich kaum auf 50 Thlr. beläuft! Es iſt 
Thatſache, daß ein Großknecht auf manchen Gütern mehr be⸗ 
kommt als mancher Dorfſchulmeiſter; és iſt Thatſache, daß 
mancher Beamte für ſein Pferd mehr bekommt, als mancher 
Stadtlehrer, der außer Leibesnoth und Nahrung noch geiſtige 
Bedürfniſſe hat oder doch haben ſoll. Iſt es da wohl zu 
verwundern, wenn die Lehrer bei ſo kärglicher Beſoldung nach 
Nebenverdienſt trachten und, hier durch übermäßige Privat⸗ 
ſtunden, dort durch Ackerbau und andere Handarbeiten von 
ihrer Berufspflicht abgezogen, nicht leiſten, was ſie ſollten? 
In der ſchlechten Lage der Lehrer alſo wird hauptſächlich der 
Grund zu ſuchen ſein, wenn der bisherige Erfolg der Volks⸗ 
bildung den Erwartungen nicht entſprach. Gewiß, ihre 
ſchlechte Lage iſt ſchuld, daß man noch ſo oft, wie erſt in 
Nr. 16. unſeres Blattes, die Klage hört: „Viele Elementar⸗ 
lehrer betreiben ihr Geſchäft handwerksmäßig, ohne Begeiſte⸗ 
rung, ohne Liebe zur Sache und ſind froh, wenn ihre Schu⸗ 
len recht leer ſind.“ Der Verfaſſer jenes Aufſatzes lehnt den 
Vorwurf, der in dieſen Worten für die Lehrer liegen könnte, 
gleich ſelbſt mit den Worten ab: „wo ſoll aber auch die Be⸗ 
geiſterung herkommen?“ Ich füge hinzu: Es iſt ſchwer (wie 
mancher weiß das aus eigener Erfahrung!) ſehr ſchwer, für 
die geiſtige Nahrung fremder Kinder begeiſtert zu ſein, wenn 
die eigenen zu Hauſe um Brod jammern. Und dann, welche 
Ausfichten für die Zukunft, für die Tage des Alters hat der 
Lehrer beim Antritt ſeines Amtes, auf daß er ermuthigt werde 
in ſeinem mühſeligen Berufe? Die traurigſten. Auch hier 
will ich mir eine kurze Parallele mit andern Ständen erlau⸗ 
ben. Der Lehrburſche eines Handwerks wird Geſelle, der 
Geſelle Werkführer, Meiſter; der Arbeiter in der Fabrik ſteigt 


. 


zum Aufſeher u. dgl. empor; der gemeine Soldat wird Ge⸗ 
freiter, Unteroffizier, Feldwebel, Offizier. Der Regierungs⸗ 
Supernumerar wird Diätar mit 300 Rthlr. Gehalt, dann 
Sekretair mit 500 Rthlr. nach längerer Dienſtzeit bekommt 
er 6, 7, 8, 9, und 10hundert Thaler. Wen aus dieſen Stän⸗ 
den das Glück begünſtigt, wer fleißig und geſchickt iſt, der 
kann ſich leicht einen Zehrpfennig für die Zeit der Noth und 
des Alters zurücklegen. Und der Lehrer? Wenn er ſich gut 
führt, treu und gewiſſenhaft Jahre lang ſein ſchweres Amt 
verwaltet — wird bleiben, was er iſt und behalten, was er 
hat und ſo einem kummervollen Alter entgegen ſehn. 

Wohl iſt in den letzten Decennien in unſerem Staate viel, 
ſehr viel zur Verbeſſerung der äußern Lage der Volkslehrer 
gethan und in der neueſten Zeit Manches verheißen worden, 
aber das genügt noch Alles nicht. Das ganze Schulweſen 
muß, das iſt vielfach, auch in unſerem Blatte ſchon, ange⸗ 
deutet worden, eine gänzliche Umgeſtaltung erfahren, vor al⸗ 
lem aber die Volksſchule. Dem Volke werden durch die neue 
Verfaſſung ganz neue Rechte verliehen; dadurch wird auch der 
Kreis ſeiner Pflichten erweitert. Soll es die einen nicht ver⸗ 
lieren, die andern nicht verabſäumen, ſo muß es ſchon in der 
Schule auf beide vorbereitet werden. Die Aufgabe der Schule 
wird dadurch unfehlbar eine erweiterte, eine ſchwierigere ſein, 
als bisher; ſchon aus dem Grunde, weil die Lehrer ſelbſt erſt 
in dem neuen ſtaatlichen Leben heimiſch werden müſſen, um 
ſo mehr, da ſie in ihrer bisherigen Zurückgezogenheit und 
Einfachheit nur wenig von den Vorgängen in der Welt er⸗ 
fuhren. Lebten ſie bisher aus Neigung oder Noth in der 
Stille der Einſamkeit, — jetzt müſſen auch ſie hinaus ins 
öffentliche Leben, auch ſie haben Rechte und Pflichten erlangt, 
die über ihren bisherigen Wirkungskreis, über das bloße Ein⸗ 
trichtern ſogenannter gemeinnütziger Kenntniſſe hinausgehen. 
Auch für ſie iſt die ſchroffe Scheidewand, die ſich bisher him⸗ 
melhoch zwiſchen einzelnen Ständen thürmte, zuſammenge⸗ 
ſtürzt; ſie dürfen fortan nicht mehr, wie in alter Zeit nur 
zu oft geſchehen iſt, dem Spott und Hohn preisgegeben wer⸗ 


denz ſie ſind auch Baumeiſter und keine bloßen Handlager an 
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dem Dome der Menſchheit. Daß durch die größeren Anfor⸗ 
derungen der Zeit die Bedürfniſſe der Lehrer ſich ſteigern, 
leuchtet ein. Darum muß auch ihre äußere Lage verbeſſert 
werden. Daher erlaube ich mir im Namen aller Volkslehrer 
dem erwählten Repräſentanten unſerer Stadt die dringende 
Bitte vorzulegen, bei der Zuſammenkunft der Volksvertreter 
in Berlin auch für das Wohl des Volksſchulweſens und ſei⸗ 
ner Lehrer ein kräftiges Wort einzulegen. Dreierlei ſcheint 
mir beſonders noth zu thun: 
1) Höheres Gehalt im Allgemeinen, 
2) Steigerung deſſelben nach einer beſtimmten Dienſtzeit, 
etwa von 5 zu 5 Jahren, 
3) Frühere Penſionsberechtigung als bei anderen Beamten. 
Mangel an Fonds, dies ſo beliebte Abſpeiſungs⸗ Mittel, 
darf und kann nicht Hinderniß ſein. Für einen ſo wichtigen 
Zweck, für eine Sache, von der das Wohl des künftigen 
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konſtitutionellen Staates gar ſehr abhängt, dürfen die Koſten 
nicht geſcheut werden. Sie werden ſich finden, wenn andern 
Orts ſich als nothwendig ergebende Einſchränkungen werden 
getroffen ſein. Darum, ihr Volksvertreter, denket auch mit 
Wärme an das Volksſchulweſen und die Lehrer. 

K. A. Schönke. 


Feſtprogramm. 

Die Feſtfeier der Einverleibung Poſens in den deutſchen 
Bund findet am Donnerſtag den 11. Mai Statt. Sie be⸗ 
ſteht Y) in einer Verkheilung von Lebensmitteln an die Ar⸗ 
men om Donnerſtag früh 6 Uhr im Odeum. 2) in einem 
großen Feſtzuge. Sammelplatz des Feſtzugs iſt der Wilhelms⸗ 
platz. Die Aufſtellung geſchieht in folgender Weiſe: 


I) Zwei Fahnen und vier Marſchälle, 


2) das Muſikchor der Schützen, 
3) das Sängerchor, 


4) Abtheilungen der Schulen mit einer Fahne, geführt von 


zwei Marſchällen, 

5) die Schützengilde, 

6) der Magiſtrat und die Stadtverordneten, 

7) eine Abtheilung der Bürgerwehr, 

8) eine Fahne, 

9) zwei Marſchälle und Jungfrauen, 

10) eine Abtheilung des Freicorps, 

11) ein Militair⸗Muſikcorps, 

12) zwei Marſchälle und die deutſche und preußiſche Fahne, 
13) die Generalität und das Offtzier⸗Corps, a 
14) die Civilbeamten mit der Geiſtlichkeit, 

15) zwei Marſchälle und die Fahne des Comités, 
16) das deutſche Gentral-Eomite, 

17) die Bürgerwehr, 

18) ein Militair⸗Muſikcorps, 
19) das Freicorps, 
20) die Gewerke. 

Die Feſtlichkeit beginnt um 3 Uhr mit einer Rede und 
Uebergabe der Fahnen an ihre Träger. Es folgt die Abſin⸗ 
gung des Liedes „Stimmt an mit hellem hohen Klang“ von 
Claudius. Darauf ſetzt ſich der Zug in Bewegung bei der 
Rednerbühne vorbei, rechts vom Theater bis zur Lindenſtraße, 
durch dieſe nach der Friedrichsſtraße bis zur Wilhelmsſtraße, 
am Steueramte vorbei nach dem Kanonenplatz. Von dort 
bis an das Land⸗ und Stadtgericht, an dieſem vorüber den 
Sapiehaplatz entlang bis zur Friedrichsſtraße, auf dieſer zur 
Poſt, dann auf der linken Seite der Wilhelmsſtraße bis zur 
Bergſtraße, dieſe hinunter und durch die Breslauerſtraße auf 
den Markt, dort an der Hauptwache vorüber vor das Rath⸗ 
haus, wo das Lied: „Was iſt des Deutſchen Vaterland?“ 
geſungen wird. Es folgt dann eine Feſtrede und mit dem 
Choral: „Nun danket alle Gott“, der vom Thurm herab er⸗ 
ſchallt, wird der Zug geſchloſſen. 

Wir fordern nun alle Betheiligten auf, ſich eine Stunde 
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vor Beginn des Zuges an einzeln von ihnen ſelbſt zu beſtim⸗ 
menden Sammelplätzen ihrer Korporation zu verſammeln und 
nicht einzeln, ſondern in corpore auf dem Wilhelmsplatze ſpä⸗ 
teſtens um 33 Uhr zu erſcheinen, wo ihnen die Ordner des 
Zuges ihren Platz anweiſen werden. 

Alle Bewohner Poſens erſuchen wir hiermit freundlichſt, 
für Feierlichkeit, Ernſt und Würde des Zuges Sorge zu tragen. 
Das Feſt-Comitéè der Volksverſammlung. 
Kiessling. Wendt jun. Wehr. Dr. Barth. George Treppmacher 
W. Weltinger. F. Herzberg. F. Haller. H. A. Damrosch. Kuhm. 
v. Crousaz. Lipowitz. 
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Konſtitutioneller Klubb. 
(Sitzung vom 8. Mai.) 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird angenommen und 
der Sprecher Herr Neumann ertheilt Herrn Viebig das 
Wort über den Nothſtand der arbeitenden Klaſſen. 

Nachdem er das Weſen des Pauperismus angegeben, ſtellte 
er ihn als das Ergebniß der geſammten volkswirthſchaftlichen 
Entwickelung dar und hebt als beſondere 8 
hervor: 

1) die Anhäufung und Uebermacht der Kapitalien in ein⸗ 
zelnen Händen, 

2) das Schwanken des 9 und der Handelskon⸗ 
junkturen, 

3) die Mängel der Steuer⸗ und Gewerbepolizei⸗Geſetzgebung, 

4) die eigenthümliche Geſtaltung der internationalen volks⸗ 
wirthſchaftlichen Beziehungen. (Es liege darin nur das 
Syſtem einer gegenſeitigen Ueberliſtung), 


5) die unbeſchränkte Konkurrenz der Arbeit durch Einfüh⸗ 


rung der unbedingten Gewerbefreiheit. 
Als Mittel, dem Pauperismus entgegen zu arbeiten, wer⸗ 
den angedeutet: 

I) Ausdehnung des Aſſociations-Weſens im Intereſſe 82 
arbeitenden Klaſſe, 

2) Regelung der internationalen volkswirthſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen nach den Grundſätzen des Rechtes und der 
gegenſeitigen Billigkeit, 

3) Erleichterung der arbeitenden Klaſſen durch Umgeſtaltung 
der Steuergeſetzgebung, 

4) Modifikation des Prinzips der unbedingten Gewerbe⸗ 
freiheit in der Gewerbepolizei⸗Geſetzgebung von dem Ge⸗ 
ſichtspunkte aus, daß zwar das mittelalterliche Zunft⸗ 
weſen mit ſeinen Privilegien gänzlich aufgegeben, daß 
aber die Freiheit des Einzelnen dem allgemeinen Beſten 
unterzuordnen ſei und diejenigen Beſchränkungen ſich ge⸗ 
fallen laſſen müſſe, welche die allgemeinen ſtaatlichen 
und ſozialen Verhältniſſe erfordern. | 
Herr v. Schreeb geht vom Allgemeinen ins mehr Spe⸗ 

zielle über und zwar zunächſt zur Zunftverfaſſung. Er ſagt: 
Man ging von einem Extrem ins Andere, von dem Zunft⸗ 
weſen in die unbeſchränkte Gewerbefreiheit. Er hält letztere 
für eine Krankheit im Entwickelungsgange der Menſchheit, 
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über welche er ſchon ſeit einer Reihe von Jahren im lebhaften 
Intereſſe für die Sache eifrig nachgedacht, viele Materialien 
geſammelt und ein Manuſeript verfaßt habe, mit welchem er 
erſt nach der jetzigen Umgeſtaltung der Dinge mit Erfolg her⸗ 
vortreten zu können erwarten dürfe. Nach Mittheilung eini⸗ 
ger Materialien, deren Benutzung er der Geſellſchaft anbietet, 
und des Inhaltsverzeichniſſes ſeiner Schrift, knüpft er daran 
den Antrag, eine Kommiſſion zu bilden, um den 8 
genauer zu berathen. | 

Herr Klebs ſagt: Ich will die Thatſache des ER, 
mus nicht in Abrede ftellen, aber wenn der vorige Redner 
die unbedingte Gewerbefreiheit ein Uebel nannte, ſo muß ich 
bemerken: eines der unveräußerlichſten Rechte des Menſchen 
iſt der freie Gebrauch ſeiner Thätigkeit und es kann dieſelbe 
in der Geſellſchaft nur inſofern eine Beſchränkung erleiden, 
als der Staat alle ſchädlichen Gewerbe verbieten muß und 
wohl eine lokale Beaufſichtigung und Prüfung der Qualiſi⸗ 
kation zu einzelnen Zwecken eintreten laſſen darf. Aber der 
Staat ginge zu weit, wenn er dafür ſorgen wollte, daß auch 
Jeder aus dem Gewerbe ſeinen Unterhalt finden müſſe; das 
wäre Sache der Zünfte. Indeß ſind die Zuſtände nicht mehr 
die des Mittelalters; wir brauchen heute nicht mehr die Sicher⸗ 
heit hinter den Mauern; denn Recht und Geſetz wird durch 
die Regierung und Verfaſſung geſichert. Man hat ſich über⸗ 
zeugt, daß die Mißbräuche des Zunftweſens nicht blos Aus⸗ 
artungen waren und daher vernichtete Fränkreich zuerſt das⸗ 
ſelbe, dann Deutſchland. Betrachten wir nun die Vorwürfe 
gegen die unbedingte Gewerbefreiheit: 

1) Die jungen Leute ergreifen die Selbſtſtändigkeit. Da 
frage ich, wo ſoll der Staat die Grenze ziehen? Steht ein 
junger Mann allein, ſo iſt ein Nachtheil für ihn und die 
Geſellſchaft weniger zu befürchten, als wenn er verheirathet 
iſt; aber auch hier darf man die Freiheit nicht beſchränken. 

2) Die Gewerbe ſind durch ſolche Leute überfüllt. Wenn 
früher keine Ueberfüllung ſtattfand, ſo lag dies weniger im 
Zunftzwange, als in den Bevölkerungsverhältniſſen, und in 
der neuern Zeit iſt der Ueberfüllung eine Ableitung gegeben 
durch die erhöhten Anforderungen der Mode, den häufigen 
Wechſel und die große Mannigfaltigkeit der Erzeugniſſe, da⸗ 
bei ſtehen Gewerbe und Induſtrie auf einer höheren Stufe, 
als früher. 

3) Die Gewerbefreiheit ſoll die Immoralitat befördern. — 
Jede Zeit hat ihre Schattenſeiten. Die Zünfte trugen zwar 
zur Förderung der Zucht und Ordnung bei, dafür haben wir 
jetzt angemeſſene Geſetze. 

Alſo gehen wir nicht auf die Zünfte zurück; aber es kön⸗ 
nen zwangloſe Vereinigungen ſtattfinden. Das Gegen⸗ 
theil ſcheint in der jetzigen Zeit unmöglich; es würden da⸗ 
durch nachtheilige Monopole entſtehen, unſere Fabrikate wür⸗ 
den theurer werden. 

Hr. Dr. Barth nimmt den Punkt in Vetreff der allzu⸗ 
frühen Verehligung der Gewerbtreibenden auf, und ſpricht 


die Anſicht aus, daß der Staat die Freiheit des Bürgers in 


80 


Bezug auf die Vereheligung keinesweges beſchränken ſolle, wohl 
aber Einrichtungen vermeiden müſſe, die den Bürger zu leicht⸗ 
ſinnigen Handlungen verführen, und die unbegrenzte Gewer⸗ 
befreiheit wirke auf dieſe Weiſe. Es ſei auch weniger Ver⸗ 
armung zu befürchten, wenn der Gewerbtreibende ſich als Ge⸗ 
ſelle verheirathe, und nicht mit den Anſprüchen eines Meiſters, 
ohne die Geſchicklichkeit zu beſitzen, die dem Meiſter nöthig 
ſei um in feinem Gewerbe zu effectuiren. 

Herr Poppe geht davon aus, daß der Lehrling tüchtig 
ſowohl in ſeinem Erwerbe, als auch moraliſch ausgebildet 
werden müſſe. Er will, daß der Burſche nach beendeter Lehr⸗ 
zeit ſelbſtſtändig ein Geſellenſtück zu machen habe und dann, 
ehe er Meiſter wird, ein Meiſterſtück; aber auch ganz beſon⸗ 
ders, daß man auf den moraliſchen Wandel achte. Was das 
Wandern anlangt, ſo ſei dieſes allzuſehr in Abnahme gekom⸗ 
men; es bilde erfahrungsmäßig ſowohl in Betreff der Ge⸗ 
werbe als auch der Menſchenkenntniß ſehr aus. Einen Grund 
des Verfalles der Gewerbe findet er auch darin, daß man 
jetzt häufig bei Bauten ſtatt tüchtiger Meiſter blos Geſellen 
wähle, wodurch die Meiſter mehr und mehr in Armuth ge⸗ 
riethen. Es wäre ſehr zu wünſchen, wenn die Regierung da⸗ 
rin einſchritte. 

Hr. Klebs replizirt, daß, da die Zahl der Geſellen ver⸗ 
hältnißmäßig die der Meiſter im Vergleich zu früheren Zeiten 
bedeutend überſchreite, auch in der Weiſe vom Staate nicht 
weiter eingeſchritten und ſo die Selbſtſtändigkeit gehemmt wer⸗ 
den dürfe. 

Hr. Viebig entgegnet: Der Staat muß mittelbar darauf 
ſehen, daß ſich Gewerbtreibende nicht allzufrüh ſelbſtſtändig 
machen, um dadurch größeres Unglück zu verhindern; aber es 
wird Sache der Kommunalbehörden ſein, ins Einzelne gehende 
Beſtimmungen zu treffen, ſo z. B. muß eine Ueberfüllung ge⸗ 
wiſſer Branchen an einem Orte gehindert werden. Er glaubt 
auch, daß die Sittlichkeit nicht mehr auf der früheren hohen 
Stufe im Allgemeinen ſtehe, weil man Jeden zu ſehr ſich ſelbſt 
überlaſſe. Auch die gute Beſchaffenheit der Arbeiten ſei un⸗ 
geachtet der großen Fortſchritte im Einzelnen nicht mehr die 
frühere, weil es an einer Kontrolle gefehlt habe. 

Herr Wendt sen. ſagt: Es leiden am meiſten die Arbeiter 
in den Fabriken; denn kommt ein Fabrikartikel aus der 
Mode, ſo ſind gleich Tauſende in Armuth verſetzt; wo ſoll 
da ein allgemeines Mittel gefunden werden? Ein Mittel, 
um der um ſich greifenden Verarmung zu ſteuern, finde ich 
darin, daß man mehr auf die Bearbeitung des Grund und 
Bodens hinweiſet, einer Nahrungsquelle, welche bei uns na⸗ 
mentlich noch weit mehr Menſchen, als geſchieht, zu befriedi⸗ 
gen im Stande iſt. — Einen weſentlichen Grund aber für 


(Einſendungen werden frankirt an die Deckerſche Hofbuchdruckerei in Poſen unter dem Rubro: 


unſeren Pauperismus müſſen wir in dem Mangel an eigent 
licher Geiſtesbildung unſerer unteren Volksklaſſen ſuchen. Un⸗ 
ſere Schuljugend wird mechaniſch mit dem Katechismus be⸗ 
kannt gemacht und bekommt noch einige nothdürftige Kennt⸗ 
niſſe mitgetheilt, die wenig in ſein Weſen übergehen. Man 
muß alſo das Volksſchulweſen durchaus reformiren, die Kin⸗ 
der mehr geiſtig heben und ihnen noch mehr in das Leben 
eingreifende Kenntniſſe mittheilen. 

Hr. Brüllow meint: So wie der Staatsdiener fich man⸗ 
cherlei Beſchränkungen müſſe gefallen laſſen (Prüfungen und 
dergleichen), ſo müſſe dies zum Segen des Ganzen auch bei 
dem Handwerkerſtande geſchehen; ine unbebingte Freiheit 
könne hier nur ſchädlich ſein. 

Hr. Meyer (Buchbinder) ſagt: Ich bin viel gereiſet und 
habe ſtets gefunden, daß da, wo das Zunftweſen noch Gel⸗ 
tung hat, ſich ſowohl ein gediegener Charakter, als auch eine 
allgemeine Wohlhabenheit zeigt. Um die jetzigen Uebelſtände 
zu beſeitigen verlangt er: 

1) daß keine beliebige, etwa nach dem Verhältniß der Zah⸗ 
lung des Lehrlings abgemeſſene Lernzeit ſtattfinde, ſon⸗ 
dern eine feſtgeſetzte; 

2) daß der zum Geſellen tüchtig herangebildete Handwerker 
fleißig wandere und ſich dadurch Kenntniſſe erwerbe, wo⸗ 
durch er ſich wird ernähren können und der Kommune 
nicht mehr zur Laſt fällt. 

Er erklärt ſich weder einſeitig für das Zunftweſen, noch 
einſeitig für Gewerbefreiheit und weiſet ſchließlich darauf hin, daß 
man zunächſt auf Mittel denken müſſe, der augenblicklichen 
Noth zu begegnen. Als ſolche giebt er an: 

1) man muß in den Strafanſtalten die Fabrikarbeiten ein⸗ 
ſtellen und dieſe den Gewerbtreibenden überlaſſen; 

2) dem Mangel an augenblicklicher Beſchäftigung begegnen 
und die Regierung um Aushülfe erſuchen. 

Hr. Viebig erwiedert auf Früheres: Die Beſchränkung 
der unbedingten Gewerbefreiheit iſt kein Rückſchritt, ſondern 
ein Fortſchritt; man muß und wird dahin kommen. Die 
Freiheit jedes Einzelnen muß durch Recht und Geſetz geregelt 
werden. Die Hebung des Schulweſens ſcheint der Beſettigung 
des Pauperismus ferner zu liegen; die ganze ſtaatliche Ent⸗ 
wickelung iſt daran Schuld. 

Hr. Dr. Barth: Es iſt gefragt worden, welche Mittel 
hat der Staat, leichtſinnige Ehen zu hindern? Sie liegen in 
der Beſchränkung der allzufrühen Selbſtſtändigkeit. Man 
muß die Geſellen⸗ und Meiſterſtücke, die unter Kontrolle an⸗ 
zufertigen ſind, durch tüchtige Meiſter einer umſichtigen Prü⸗ 
fung unterwerfen. 

a (Schluß folgt.) 
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